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DIE ZEIT: Herr Minister, wie beurteilen 
Sie den massenhaften Einsatz von Anti-
biotika in der Massentierhaltung mit der 

damit verbundenen Problematik von antibiotika-
resistenten Keimen?
Christian Schmidt: Das Thema hat bei mir aller-
höchste Priorität. Unser Ziel muss es sein, nicht in 
eine Zeit vor der Erfindung des Penicillins zurück-
zufallen. Deswegen muss der Einsatz von Antibio-
tika insgesamt auf den Prüfstand, und ich sage 
ausdrücklich: sowohl in der Humanmedizin als 
auch in der Tiermedizin. Wir müssen die Dis-
sonanzen zwischen Humanmedizinern und Tier-
medizinern auflösen. Es bringt gar nichts, wenn 
der eine mit dem Finger auf den anderen zeigt. 
Wir haben eine gemeinsame Aufgabe, der Befund 
lautet salopp: »Houston, wir haben ein Problem.« 
Wie wichtig uns das ist, können Sie daran ablesen, 
dass die Bundesregierung ihre G-7-Präsidentschaft 
nutzen wird, um das Thema global anzugehen.
ZEIT: Bundeskanzlerin Angela Merkel hat Ende 
November im Bundestag gesagt: »Ich begrüße aus-
drücklich eine Reduzierung des Einsatzes von An-
tibiotika vor allem bei der Nutztierhaltung.« 
Schmidt: Sie sehen, wie sich die Bundesregierung 
positioniert. Ich betrachte das ausdrücklich als ein 
Gemeinschaftswerk von Gesundheitsminister Grö-
he und mir. Wir haben vor wenigen Monaten in 
Vorbereitung der G-7-Präsidentschaft eine gemein-
same Arbeitsgruppe gegründet, ich habe mich wie-
derholt mit ihm zusammen persönlich eingeschal-
tet, wir haben die strategischen Ansätze besprochen. 
Also, es ist ein Stück Chefsache, wenn man diesen 
etwas abgegriffenen Terminus verwenden will.
ZEIT: Können Sie als Minister über-
haupt was tun?
Schmidt: Natürlich. Erst in diesem Jahr 
ist das novellierte Arzneimittelgesetz in 
Kraft getreten. Das gibt uns die Mög-
lichkeit, den Einsatz von bestimmten 
Antibiotika, die für die Humanmedizin 
von besonderer Bedeutung sind, in der 
Nutztierhaltung zu untersagen. Mit der 
Gesetzesnovelle hat der Bund die Kon-
trollbefugnisse der zuständigen Länder-
behörden wesentlich erweitert, und wir 
haben erstmals ein Antibiotikaminimie-
rungskonzept im Gesetz verankert. Da-
mit werden die Mastbetriebe identifiziert, 
deren Antibiotikaverbrauch auffallend 
hoch ist, und von der Kontrollbehörde zu 
konkreten Maßnahmen verpflichtet, um 
diesen Verbrauch zu senken. Mein erklär-
tes Ziel ist es, den Antibiotikaverbrauch 
in der Tierhaltung insgesamt auf das ab-
solut unerlässliche Maß zu reduzieren, 
und ich bin überzeugt: Dieses Ziel kön-
nen wir mit dem Antibiotikaminimie-
rungskonzept erreichen.
ZEIT: Können Sie eine Größenordnung 
nennen, welche Dimension der Antibio-
tikareduzierung Sie anstreben?
Schmidt: Wichtig ist das Ziel, und das 
lautet: Eine nachhaltige Reduzierung er-
reichen. In Mastställe gehören nur Anti-
biotika, die zur Behandlung erkrankter 
Tiere erforderlich sind. Wir haben uns 
bewusst dagegen entschieden, eine kon-
krete Zahl als Ziel festzulegen. Wenn wir 
allein nach der Tonnenzahl entscheiden, 
was zu viel ist, laufen wir Gefahr, dass 
antibiotische Stoffe mit einer höheren 
Wirksamkeit eingesetzt werden, nur um 
unter dem Strich die Menge zu reduzieren. 
ZEIT: Diese Tricks werden ja bereits angewendet: 
Es wird vermeldet, der Antibiotikaverbrauch sei 
um 15 Prozent gesenkt worden, bei genauerem 
Blick stellt sich aber heraus, dass vor allem die 
Dosierungen gestiegen sind.
Schmidt: Unser Ziel muss es sein, den adäquaten 
Wirkstoff an der Stelle einzusetzen, wo er unbe-
dingt erforderlich ist – nicht weniger, aber vor al-
lem nicht mehr. Übrigens dürfen wir auch nicht 
aus den Augen verlieren, dass ein erkranktes Tier 
schon aus Tierschutzgründen einer Behandlung 
bedarf. Die können wir ihm nicht verwehren, weil 
möglicherweise die Statistik dagegenspricht. 
ZEIT: Herr Minister, Sie sagen: »Houston, wir 
haben ein Problem.« Haben Sie das Gefühl, dass 
diese Erkenntnis schon überall angekommen ist? 
Wir haben da unsere Zweifel, wenn wir uns die 
teilweise heftigen Proteste verschiedener Bauern-
vertreter gegen unsere ZEIT-Serie anschauen.
Schmidt: Es bringt nichts, wenn ich mich auf die 
Suche nach Schuldigen mache. Es geht um eine 
gewisse Sorglosigkeit in der gesamten Gesellschaft, 
was den Umgang mit Antibiotika betrifft. Und 
leider finde ich diese Sorglosigkeit sowohl in der 
Tier- als auch in der Humanmedizin. Die Heraus-
forderung ist nun, diese Sorglosigkeit in eine an-
gemessene Besorgnis umzuwandeln. Das können 
wir mit Gesetzen und Verordnungen machen, und 
das werden wir auch. Aber noch wichtiger ist eine 

Bewusstseinsänderung. Und ich sage Ihnen, bei 
den Bauern hat diese angefangen, davon bin ich 
nach vielen Gesprächen fest überzeugt. Die Bau-
ern haben bereits vor unserer Gesetzesnovelle ein 
System entwickelt, das sie für die eigenen Kon-
trollen ihrer Betriebe nutzen. Die Sensibilität für 
die hohe Bedeutung, die Antibiotikaresistenzen 
haben, ist also vorhanden. Letztlich ist auch der 
Landwirt darauf angewiesen, dass ihm noch wirk-
same Medikamente zur Verfügung stehen, wenn 
seine Tiere so krank sind, dass sie sie benötigen. 
ZEIT: In der Humanmedizin gibt es Ärzte und 
Apotheker, in der Tiermedizin nur Tierärzte, die 
Arzneien verschreiben und genau dadurch oft 
kräftig verdienen, auch mithilfe von höchst um-
strittenen Rabattsystemen. Wie sehen Sie das?
Schmidt: Sie meinen das Dispensierrecht. Auch 

diese Praxis steht auf dem Prüfstand. Wir haben 
die Diskussion darüber mit Fachleuten geführt. 
Eine Frage ist: Führt dieses Dispensierrecht zu ei-
nem höheren Arzneimittelverbrauch? Wir haben 
auch Alternativen zum Dispensierrecht überprüft. 
Die Auswertung dieses Prozesses läuft noch.
ZEIT: Andere Länder wie Holland oder Dänemark 
sind bei der Antibiotikareduzierung und Antibio-
tikakontrolle viel weiter. Sind das Vorbilder?
Schmidt: Diese beiden Länder sind in der Tat gute 
Adressaten. Ich war schon bei einer Schweine-
haltung in Dänemark, vergangenen Sonntag habe 
ich mich bei unserem Tierwohlgipfel in den Nieder-
landen mit Ministerin Sharon Dijksmaa und Mi-
nister Dan Jørgensen darauf verständigt, dass wir 
uns über die jeweils beschrittenen Wege zur Redu-
zierung des Antibiotikaeinsatzes eng abstimmen. 

ZEIT: Was für eine Rolle spielt die EU?
Schmidt: Die neue Kommission hat diese Frage 
auf der Agenda. Was Lebensmittel betrifft, haben 
wir einen gemeinsamen Markt mit gemeinsamen 
Standards für Lebensmittelsicherheit und Tier-
gesundheit. Und da müssen auch die Produktions-
bedingungen vergleichbar sein. Denn sonst besteht 
die Gefahr, dass unterschiedliche Standards dazu 
führen, dass die Produktion verlagert wird. Das 
würde Probleme verschieben, sie aber nicht lösen. 
Das werden wir auch im G-7-Rahmen ansprechen. 
Ich habe dies gerade in Washington mit meinem 
Kollegen Tom Vilsack erörtert. Eine so großzügige 
Verabreichung von Antibiotika im Tierbereich wie 
in den USA, zum Teil nicht mal verschreibungs-
pflichtig und oft als reiner Wachstumsbeschleuni-
ger, ist für uns nicht akzeptabel.

ZEIT: Essen Sie selbst noch Fleisch aus der Mas-
sentierhaltung?
Schmidt: Aber natürlich. Die pauschale Kritik an 
der Tierhaltung ist mir zu billig, diese Vorstellung, 
dass die böse Massentierhaltung Ausgangspunkt 
für alles Böse ist. Das kann übrigens auch nur je-
mand sagen, der die Nutztierhaltung in den ver-
gangenen Zeiten nicht gekannt hat. Ich erinnere 
mich noch an Zustände zu meiner Jugendzeit. 
Damals hatte ich als kleiner Bub immer zwei 
Schweine zu füttern, die sahen nie Tageslicht, wa-
ren angekettet und wurden jeden Tag mit Speise-
resten beworfen. Und dann wurden sie geschlach-
tet. Das waren Zustände, die wurden damals von 
keinem einzigen Journalisten angeprangert.
ZEIT: Sie sind in der Landwirtschaft aufgewach-
sen?
Schmidt: Nein, in einer Bäckerei, mit einem klei-
nen landwirtschaftlichen Lagerhaus. Und was 
nicht verkauft wurde, bekamen die Schweine. Ich 
will sagen: Diese wohlfeile Kritik dient auch als 
Rechtfertigung für den, der dann doch beim Dis-
counter billig einkauft. So kommen wir nicht wei-
ter. Was uns weiterbringt, ist eine Diskussion über 
die Weiterentwicklung von Stallhaltungssystemen 
im Tierschutzsinn. Und genau das will ich tun. 
ZEIT: Ist das Fleisch in Deutschland zu billig?
Schmidt: Ich will unsere hohen Standards im Pro-
duktionssystem weiter steigern. Am Ende dieser 
Wertschöpfungskette steht der Verbraucher, der 
diese Entwicklung mit seinem Geldbeutel unter-
stützt. Denn es ist klar, mehr Tierschutz geht nicht 
ohne eine Steigerung des Kostenniveaus. Das Kilo 
Grillfleisch für 2,99 Euro – das geht nicht. 
ZEIT: Wäre es nicht ein Service für die Verbrau-
cher, wenn Fleisch wie die Eier gekennzeichnet 
wäre, sodass jeder nachvollziehen könnte, woher 
das Fleisch kommt und aus welcher Tierhaltung?
Schmidt: Was die Herkunft betrifft: Die neue 
europäische Lebensmittel-Informationsverordnung 
sieht vor, dass ab April 2015 auf Schweine-, Schaf-, 
Ziegen- und Geflügelfleisch der Mast- und der 
Schlachtort angegeben werden müssen. Des Wei-
teren prüft die EU-Kommission eine vergleichbare 
Regelung für Fleisch in verarbeiteten Produkten. 
Was die Haltung der Tiere betrifft, gibt es eine 
freiwillige Kennzeichnung, das Tierschutzlabel 
nach Kriterien des Deutschen Tierschutzbundes. 
Für solche Produkte zahlen Verbraucher etwas 
mehr, können sich dann aber auf höhere Tier-
schutzstandards verlassen. Und der Deutsche 
Bauern verband verhandelt derzeit mit dem Handel, 
ob dieser einen Bonus pro verkauftem Kilo Fleisch 
zahlen würde, womit dann Stallhaltungssysteme 
und die Haltungsbedingungen für die Tiere über 
den gesetzlichen Standard hinaus verbessert wer-
den sollen. Wir sind also bereits auf dem Weg. 
ZEIT: Herr Schmidt, Sie sind seit zehn Monaten 
Landwirtschaftsminister. Vorher waren Sie acht 
Jahre lang Staatssekretär im Verteidigungsministe-
rium. Wie schwierig war Ihre Einarbeitungszeit?
Schmidt: (lacht) Ich konnte meinen Mitarbeitern 
immer noch nicht beibringen, dass sie »Jawoll, 
Herr Minister« rufen, wenn ich etwas sage. Es gab 
viele Nachtschichten an meinem Schreibtisch, für 
meine Mitarbeiter und mich. Es hat viel Zeit ge-
kostet, mich in die Materie einzuarbeiten. Aber ich 
habe immer den Anspruch, zu wissen, wovon ich 
rede. Und vielleicht ist es ja gar nicht so schlecht, 
dass ich ein Stück weit von außen komme. So je-
mand kann vielleicht leichter etwas verändern.
ZEIT: Es gibt Kritiker, die verzweifeln an der 
Macht des Systems aus Agrarfabriken, Bauern und 
Tierärzten: Am Ende gewinne immer das System.
Schmidt: Ich teile diese Einschätzung nicht. Ich 
kenne mich ein bisschen aus mit Systemen. In 
meiner alten Branche nannte man das den militä-
risch-industriellen Komplex, den es heute so nicht 
mehr gibt. In der Landwirtschaft bin ich noch da-
bei, auszuloten, wo die Vorteile und die Nachteile 
des Systems liegen. Ich glaube schon, dass die in-
tensive Landwirtschaft an manchen Orten an 
Grenzen stößt. Das reine Prinzip von Effizienz und 
Ertragsmaximierung greift da nicht mehr.
ZEIT: Was halten Sie von der Agrarwende, die die 
Grünen fordern?
Schmidt: Das ist ein Kampfbegriff, der eignet sich 
gut für Demonstrationen – und bringt einen nicht 
weiter. Ich bin überzeugt, dass sich die landwirt-
schaftliche Produktion in Deutschland ändern 
muss und dass dies zu schaffen ist, auch ohne die 
Produktion außer Landes zu treiben.
ZEIT: Was war in Ihrem Amt bisher die größte 
Überraschung für Sie?
Schmidt: Wie sehr die Landwirte inzwischen das 
Gefühl haben, an den Rand der Gesellschaft ge-
drückt zu werden. Das ist keine gute Entwicklung, 
da müssen wir entgegenwirken.

Das Gespräch führten STEPHAN LEBERT und  
DANIEL MÜLLER 

Weitere Informationen im Internet: 
 www.zeit.de/mre 
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»Als Sozialdemokrat schäme ich mich«
Die ZEIT-Serie über multiresistente Keime hat heftige Reaktionen ausgelöst

angen wir mit der Wut an. Es gab 
eine Menge wütender Reaktionen 
auf die Serie Tödliche Keime, in der 
sich ZEIT und ZEIT ONLINE in 
Zusammenarbeit mit der Recher-
cheplattform Correctiv und der 

Funke Mediengruppe mit der wachsenden Gefahr 
antibiotikaresistenter Keime auseinandersetzten. 
Lautstarker Höhepunkt war eine Demonstration 
zorniger Bauern vor der ZEIT-Zentrale in Ham-
burg am 28. November, mit Trillerpfeifen und 

Plakaten, die unter anderem riefen: »Wir haben 
kein Problem mit Keimen!«

Was hatte die Wut der Landwirte ausgelöst? Die 
ZEIT hatte einen Fokus gelegt auf die Bedrohung 
durch die Entstehung antibiotikaresistenter Keime 
in der Massentierhaltung, beziehungsweise auf das 
landwirtschaftliche System, das diese Art von Fleisch-
herstellung organisiert. Die Landwirte fühlten sich 
als Sündenböcke abgestempelt, obwohl sie doch den 
Antibiotikaverbrauch schon reduziert hätten. Es kam 
Anfang Dezember zu einem Treffen mit Vertretern 

des Deutschen Bauernverbandes in der Berliner 
ZEIT-Redaktion, an dem auch ZEIT-Chefredakteur 
Giovanni di Lorenzo teilnahm. Nach der sachlichen 
Aussprache blieben Meinungsverschiedenheiten, aber 
auch eine Gemeinsamkeit: Allen ist wichtig, dass die 
Gefahr durch multiresistente Keime stärker in das 
Blickfeld der Öffentlichkeit rückt.

Es schrieben Mediziner, die uns vorwarfen, die Lage 
zu dramatisieren. Es schrieben Ärzte, die der Über-
zeugung sind, alles sei und werde noch viel schlimmer. 
Es meldeten sich Tierärzte, die sich diffamiert fühlten, 

und Tierärzte, die neue Missstände meldeten. ZEIT 
ONLINE registrierte mehr als 700 Nutzerkommen-
tare. Viele Hinweise erreichten uns, die neue Recher-
chen ermöglichen. Apropos Missstände: Nach dem 
Artikel in der vergangenen Woche über die katastro-
phalen Bedingungen, unter denen osteuropäische 
Arbeiter, die in der Fleischindustrie eingesetzt werden, 
zu leiden haben, schrieben entsetzte ZEIT-Leser. Auch 
Wirtschaftsminister Gabriel meldete sich: »Als So zial-
demo krat schäme ich mich dafür, dass wir diese Zu-
stände hier dulden. Ich werde mit allen Möglichkeiten, 

die das Bundeswirtschaftsministerium hat, dagegen 
vorgehen. Und das erwarte ich auch von allen anderen 
Behörden. Denn fast nichts von dem, was hier be-
schrieben wird, ist legal in Deutschland.«

Günter Grass kam vergangene Woche zur Blatt-
kritik in die Redaktion der ZEIT, er ermahnte uns, 
die Politik mit dem Thema zu konfrontieren, damit 
sich am landwirtschaftlichen System etwas ändere. 
Diese Woche haben wir damit begonnen, siehe das 
oben stehende Interview mit Bundeslandwirtschafts-
minister Christian Schmidt. STEPHAN LEBERT

Das Projekt
Das Team: 20 Reporter von 
ZEIT, ZEIT ONLINE,  
Funke-Mediengruppe und 
CORRECT!V. Das Ziel: Das 
System sichtbar machen. 
Die Serie in vier Teilen: 

1. Tödliche Keime
2. Der Tierarzt als Dealer
3. Ausbeutung der Arbeiter
4. Die Antwort der Politik

Online 
Antibiotika wirken nicht 
mehr. Warum, untersuchen 
wir auf ZEIT ONLINE. 
Haben Sie selbst Erfahrungen 
mit multiresistenten Keimen 
gemacht? Berichten Sie uns 
davon. Weitere Informationen 
im Internet:  www.zeit.de/mre
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Christian Schmidt im Foyer seines Ministeriums
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»Für uns nicht akzeptabel«
Was unternimmt die Politik gegen den Einsatz von Antibiotika in der Nutztierhaltung?  

Ein Gespräch mit dem Bundeslandwirtschaftsminister Christian Schmidt


